Die XY GmbH (im Folgenden Arbeitgeber genannt),

vertreten durch

Geschäftsführer 

und 

der Betriebsrat der XY GmbH,

vertreten durch den Betriebsratsvorsitzenden

schließen folgende

Betriebsvereinbarung
zum Thema Beginn und Ende der Arbeitszeit sowie Arbeitszeitdokumentation in der Redaktion nach § 87 Abs. 1 Nr. 2 BetrVG:
Präambel

Diese Betriebsvereinbarung soll gemäß den Regelungen des Manteltarifvertrages für Redakteurinnen und Redakteure an Tageszeitungen 

· Arbeitszeiten steuern und im Rahmen des Arbeitszeitmodells Flexible Arbeitszeit den Umgang mit Mehrarbeit verbindlich regeln,

· Mehrarbeit möglichst vermeiden helfen,

· durch die Gestaltung eines Freizeitausgleichs Personalressourcen schonen, 

· zur Dienstplanoptimierung in den Redaktionen sowie zur Arbeitszeitgerechtigkeit beitragen und

· die Vereinbarkeit von Familie und Beruf fördern.

Sie soll außerdem die redaktionellen Belange, insbesondere hinsichtlich journalistischer Qualität, mit den persönlichen Belangen der Redakteurinnen und Redakteure, Volontärinnen und Volontäre, besonders auch im Hinblick auf Gesundheitsschutz und Freizeitbedürfnisse, in Einklang bringen helfen.

§ 1 Gegenstand der Regelung 
Gegenstand der Regelung ist die Festlegung von Grundsätzen bei der Durchführung der Arbeitszeit sowie der Umgang mit Zeitsalden und deren Abbau. Grundlage der Betriebsvereinbarung ist das Arbeitszeitmodell Flexible Arbeitszeit.
§ 2 Geltungsbereich

Diese Betriebsvereinbarung gilt für alle in einem Arbeitsverhältnis mit der XY GmbH beschäftigten Redakteurinnen/Redakteure, Pressefotografinnen/Pressefotografen sowie für Volontärinnen/Volontäre (im Folgenden Redakteurin/Redakteur genannt), die für die XY GmbH tätig sind. 
§ 3 Umfang der regelmäßigen Arbeitszeit
Der Umfang der regelmäßigen wöchentlichen Arbeitszeit richtet sich nach den jeweils für die einzelnen Redakteurinnen und Redakteure maßgeblichen Bestimmungen aus dem Arbeitsvertrag und / oder Haustarifvertrag für Redakteurinnen und Redakteure der XY GmbH.
§ 4 Arbeitszeitorganisation 
Im Rahmen des Arbeitszeitmodells Flexible Arbeitszeit bestimmen die Beschäftigten eigenverantwortlich Beginn und Ende ihrer täglichen Arbeitszeit zeitautonom. Die Beschäftigten müssen dabei nicht ihre regelmäßige tägliche Arbeitszeit (vereinbarte Wochenarbeitszeit / Anzahl wöchentlicher Solltage) erbringen, sondern können durch kürzeres Arbeiten Zeitschulden bzw. durch längeres Arbeiten Zeitguthaben aufbauen. Die Höchstgrenzen des Arbeitszeitgesetzes von 10 Stunden täglicher Arbeitszeit sowie des MuSchG und SGB IX sind allerdings zu beachten.

Die Beschäftigten verteilen ihre Arbeitszeit während eines Arbeitstages in der Regel im Zeitrahmen zwischen 6 und 24 Uhr.

Diese Zeitautonomie ist allerdings dergestalt eingeschränkt, dass entsprechend den redaktionellen Anforderungen eine desk- und gruppeninterne Absprache der Redakteurinnen und Redakteure zu erfolgen hat. Die Ergebnisse dieser Absprache sind in Dienstplänen zu hinterlegen. Die Dienstpläne sind spätestens zehn Werktage vor Inkrafttreten dem Betriebsrat zugänglich zu machen. Die Zustimmung gilt als erteilt, wenn der Betriebsrat nicht innerhalb von zwei Tagen widerspricht. Ab diesem Zeitpunkt sind die Dienstpläne verbindlich und werden entsprechend veröffentlicht. Änderungen sind nach Veröffentlichung der Dienstpläne nur noch in Abstimmung mit dem Mitarbeiter möglich. Der Betriebsrat ist hierüber zu informieren. In Konfliktfällen kommen die Regelungen des § 8 dieser Betriebsvereinbarung zur Anwendung. 
Kommt es bei der Festlegung der Arbeitszeit zu Konflikten, ist die Führungskraft zur Vermittlung und kurzfristigen aktuellen Anweisung der Arbeitszeit einzuschalten. Kann bezüglich der Lage der Arbeitszeit zwischen den Beteiligten keine einvernehmliche Lösung gefunden werden oder beschwert sich eine Redakteurin/ein Redakteur über eine Benachteiligung bei der Absprache, wird die Lage der Arbeitszeit zwischen Betriebsrat und Arbeitgeber für den strittigen Zeitraum oder dauerhaft verbindlich festgelegt.
§ 5 Dokumentation der Arbeitszeit
Der Arbeitgeber ist für die arbeitszeitschutzrechtliche Dokumentation der werktäglichen Arbeitszeit und der Zeitsalden nach § 16 Abs. 2 ArbZG verantwortlich.

Der Arbeitgeber richtet für jede Redakteurin/jeden Redakteur ein Arbeitszeitkonto ein. Als Art der Erfassung wird eine elektronische Zeiterfassung eingeführt. Es sind Beginn und Ende der täglichen Arbeitszeit sowie Pausen und Arbeitsunterbrechungen zu erfassen. Die Zeiterfassung wird so geregelt, dass die Arbeitszeit an jedem geleisteten Arbeitstag - je nach Gültigkeit - mit der tariflichen oder arbeitsvertraglich geschuldeten Arbeitszeit abgeglichen und die Differenz als Minus- oder Plusstunden saldiert wird. Die Redakteurin/ Der Redakteur hat Überschreitungen der werktäglichen Höchstarbeitszeit von zehn Stunden oder nicht eingehaltene Ruhezeiten von elf Stunden dem Arbeitgeber sofort anzuzeigen.

Eine vergütungsrechtliche Anerkennung dieser so dokumentierten Zeiten als Zeitsalden tritt erst nach Überprüfung und Anerkennung durch die zuständige Führungskraft ein. Die Zeitsalden werden nach Anerkennung dem Arbeitszeitkonto gutgeschrieben. Die Führungskraft hat die erfassten Arbeitszeiten auf Erforderlichkeit, Angemessenheit und Korrektheit zu prüfen sowie diese ggf. unter Einbeziehung der/des betroffenen Redakteurin/Redakteurs nach Rücksprache zu korrigieren und entsprechende Führungsimpulse vorzunehmen. Bei einer Korrektur ist der Betriebsrat im Vorfeld zu informieren. Die Zeitsalden gelten als anerkannt, wenn die Führungskraft nicht innerhalb von zwei Wochen einen Korrekturbedarf anmeldet. Die Parteien sind sich jedoch einig, dass das Arbeitszeitmodell Flexible Arbeitszeit über die vergütungsrechtliche Anerkennungs- und betriebswirtschaftliche Steuerungsfunktion hinaus nicht als Instrument der Verhaltens- und Leistungskontrolle verwendet wird, soweit der Betriebsrat dem nicht vorher ausdrücklich zugestimmt hat. Hiervon ausgenommen ist die korrekte Handhabung des gesamten Systems.

§ 6 Abgeltung der Zeitsalden und Überstunden
Ziel der Flexiblen Arbeitszeit ist die Vermeidung von Überstunden durch rechtzeitigen Freizeitausgleich von Zeitguthaben. Entstandene Zeitsalden müssen möglichst durch Freizeit abgegolten werden. Es gelten die Regelungen des Haustarifvertrags für Redakteurinnen und Redakteure der XY GmbH.

Der Ausgleich der Zeitsalden soll zeitnah und eigenverantwortlich innerhalb der nächsten zwei Kalenderwochen erfolgen. Sobald das Zeitguthaben mehr als 10 Stunden beträgt, kann der Mitarbeiter den Abbau des Zeitguthabens beantragen. Dem Antrag ist zu entsprechen, sofern keine betrieblichen Belange entgegenstehen. Soweit das dokumentierte und anerkannte Stundenguthaben auf dem Arbeitszeitkonto 20 Stunden überschreitet, muss die Redakteurin/ der Redakteur den Abbau des Guthabens mit der zuständigen Führungskraft abstimmen und verbindlich festlegen. Soweit das Stundenguthaben 15 Stunden überschreitet, kann die Redakteurin/der Redakteur den Abbau des Guthabens auch in ganzen freien Tagen wünschen. Bezüglich der Lage des freien Tages ist eine Absprache mit der Führungskraft erforderlich. § 7 des Manteltarifvertrags für die Redakteurinnen und Redakteure an Tageszeitungen bleibt unberührt. Die Redakteurin/Der Redakteur kann nur auf eigenen Wunsch eine Zeitschuld aufbauen. Sie darf 15 Stunden nicht überschreiten.

Dem Betriebsrat sind vom Arbeitgeber die Gründe für Zeitsaldenstände über 20 Guthabenstunden mitzuteilen. Ein weiterer Aufbau von Zeitsalden bedarf bei Überschreitung dieser Höchstgrenze der vorherigen Genehmigung des Betriebsrates.

Das Ansammeln von Zeitguthaben für persönliche Auszeiten, lange Urlaubsreisen oder vergleichbare persönliche Fälle kann als individuell günstigere Regelung mit Zustimmung des Betriebsrats einzelnen Arbeitnehmern auf deren Antrag hin genehmigt werden.
Im Fall des Ausscheidens der Redakteurin/des Redakteurs aus dem Unternehmen ist das Zeitkonto durch Freizeitnahme bzw. Nacharbeit so auszugleichen, dass es mit Ausscheiden bei Null ausläuft. Soweit positive Restsalden aus Gründen verbleiben, die die Redakteurin/der Redakteur nicht zu vertreten hat, werden diese nach den Regelungen zur Arbeitszeit des Manteltarifvertrags für Redakteurinnen und Redakteure an Tageszeitungen vergütet.
§ 7 Arbeitszeit an Sonn- und Feiertagen
Die Arbeitszeit an Sonn- und Feiertagen wird im Sinne des § 5 dieser Betriebsvereinbarung erfasst. In Abweichung zu § 5 wird jedoch die gesamte an diesen Tagen erbrachte Arbeitszeit auf einem Freizeitkonto gutgeschrieben. Die dort dokumentierten Guthabenstunden werden nach Möglichkeit in ganzen freien Tagen abgebaut. Sie werden in Beantragung und Gewährung den Urlaubstagen gleichgestellt.
§ 8 Schlichtung
Bei Streitigkeiten und Auslegungsfragen aus dieser Betriebsvereinbarung, insbesondere wenn es der Redakteurin/dem Redakteur und der zuständigen Führungskraft nicht gelingt, sich über die Anerkennung von Zeitsalden zu einigen oder den Ausgleich für Zeitsalden herbeizuführen, vermitteln Chefredaktion und Betriebsrat gemeinsam. Gelingt auch in dieser Vermittlung keine Einigung, so verbleibt es bei den Mitbestimmungsrechten des Betriebsrates nach § 87 Abs.1, Nrs. 2 und 3 BetrVG in Verbindung mit Absatz 2.

§ 9 Rufbereitschaft

Als Rufbereitschaftsdienst gelten durch den Arbeitgeber ausdrücklich angeordnete Dienste, die eine Verpflichtung zur Leistung im Sinne des Weisungsrechts beinhalten. Sie sind im Dienstplan festzulegen. Eine Redakteurin/Ein Redakteur, die/der zu Rufbereitschaftsdiensten eingesetzt wird, erhält pro Tag, an dem eine Rufbereitschaft besteht, pauschal 1,5 Stunden als Arbeitszeit angerechnet. Nimmt sie/er innerhalb der Rufbereitschaft seine Tätigkeit auf, ist sie zusätzlich als Arbeitszeit zu vergüten. 

§ 10 Einsichtsrechte
Jede Redakteurin/Jeder Redakteur hat ein Einsichtsrecht in alle im Arbeitszeitkonto sie/ihn betreffenden Daten. 

Der Betriebsrat erhält ein jederzeitiges Einsichtsrecht in die Kontenstände der Arbeitszeitkonten, um unbürokratisch seinen Kontroll- und Mitwirkungsrechten nachkommen zu können. 

§ 11 Inkrafttreten und Laufzeit 
Diese Vereinbarung tritt mit Unterzeichnung in Kraft, frühestens jedoch am 01.01.20xx. 

Sie ersetzt für die im Geltungsbereich erfassten Redakteurinnen/Redakteure alle bisherigen Betriebsvereinbarungen zum Umgang mit Mehrarbeit und Zeitsalden. 
Sie kann mit einer Frist von drei Monaten zum Quartalsende, erstmals zum 31.12.20xx, gekündigt werden. Für den Fall der Kündigung werden Arbeitgeber und Betriebsrat unverzüglich in Verhandlungen eintreten. Sofern bis zum Ablauf von drei Monaten nach Ende der Kündigungsfrist keine innerbetriebliche Einigung erzielt worden ist, wird eine Einigungsstelle eingesetzt.

Protokollnotiz zur Begriffsauslegung Zeitsalden und Überstunden:
Die Parteien sind sich einig, dass in Zeitsalden diejenigen Zeitgutschriften erfasst werden, für die nach § 7 des Manteltarifvertrags für Redakteurinnen und Redakteure Zeitausgleich möglichst innerhalb von zwei Wochen gewährt wird. Überstunden bezeichnen diejenigen Zeitguthaben, die finanziell vergütet werden, wenn kein Zeitausgleich innerhalb von zwei Kalendermonaten gewährt wird.

